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8 Verordnung 
über die Erledigung von Rechtsmitteln gegen Steuerbeſcheide. Vom 23. 1. 1924. 


Gemäß § 400 des Steuergrundgeſetzes in Verbindung mit § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine 
wertbeſtändige Rechnungseinheit vom 26. Oktober 1923 wird beſtimmt: 


8 1. . 
Sämtliche anhängigen Rechtsmittelverfahren, die eine vor dem 1. November 1923 fällig gewordene 
Steuerſchuld betreffen, werden unterbrochen. 
§ 2. ; 
Soweit Rechtsmittel von Steuerpflichtigen eingelegt find, ſind dieſe durch den Vorſitzenden der 
Rechtsmittelbehörde, bei der das Rechtsmittel anhängig iſt, ſchriftlich unter Hinweis auf die in § 3 
ausgeſprochenen Folgen von der Unterbrechung zu benachrichtigen. 


Das Verfahren wird nur auf ausdrücklichen Antrag der Steuerpflichtigen fortgeſetzt. 

Der Antrag iſt innerhalb 4 Wochen nach Empfang des Unterbrechungsbeſcheides bei der Behörde 
anzubringen, von der dieſer ausgegangen iſt. 

Wird die Fortſetzung nicht rechtzeitig beantragt, ſo gilt das Rechtsmittel als im Einverſtändnis 
mit dem Steuerpflichtigen erledigt. 

§ 4. 7 

Die Erledigung des Rechtsmittels ijt durch den Vorſitzenden der Rechtsmittelbehörde aften- 
kundig zu machen. 

Einer Mitteilung an den Steuerpflichtigen bedarf es nur, wenn der Fortſetzungsantrag des 
Steuerpflichtigen unzuläſſig iſt. be 
§ 0. 

Im Falle der Erledigung des Rechtsmittels bleiben die durch das Verfahren entſtandenen 
Koſten außer Anſatz. N 
§ 6. 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 23. Januar 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 2. 1924). 


9 a Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 13. 1. 1924. 

Die Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 131) iſt durch die nachſtehende Ver⸗ 

ordnung geändert worden: ‘ ; 
Verordnung zur Anderung der Fernſprechordnung. 

I. Auf Grund des § 13 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) 
wird folgendes beſtimmt: 

1. Die Grundbeträge der in der Fernſprechordnung aufgeführten Gebühren werden in der aus 
der nachfolgenden Zuſammenſtellung erſichtlichen Höhe feſtgeſetzt. An die Stelle der Jahres⸗ 
gebühren treten Vierteljahrsgebühren. 

2. Im 8 3 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Anträgen auf Verlängerung der von der Telegraphenverwaltung feſtgeſetzten Dienſt⸗ 
ſtunden kann ſtattgegeben werden, wenn die Antragſteller ſich zur Deckung der Koſten 
verpflichten. 

3. Im § 10, IL iſt als zweiter Abſatz hinzuzufügen: 

Müſſen zur Herſtellung von Leitungen mehr als fünf Stangen neu aufgeſtellt werden, 
ſo haben die Antragſteller als Zuſchuß zu dem Aufwand für die neue Linie die Koſten für 
die Stangen und ihre Aufſtellung zu erſetzen. 

4. Im § 13, IV erhält der Abſatz 1 folgende Faſſung: 

Für die einzelnen bei Verlegungen auszuführenden Arbeiten werden die gleichen 
Gebühren wie bei der erſtmaligen Einrichtung, (S 9) erhoben mit Ausnahme der Gebühren 
unter 2 und 3a, die für dieſen Fall auf 125 G feſtgeſetzt werden. Soweit jedoch Ein⸗ 
führungen oder Inneneinrichtungen der zu verlegenden Fernſprecheinrichtungen unverändert 
weiterbenutzt werden, wird eine Einrichtungsgebühr nicht angerechnet. Bei Verlegungen 
innerhalb desſelben Gebäudes wird die auf den Fall zutreffende Gebühr nur zur Hälfte 
erhoben, bei Verlegungen innerhalb desſelben Raumes eine feſte Gebühr von 20 8 für 
jeden Anſchluß. 

5. Im 8 13, IV iſt als letzter Abſatz hinzuzufügen: 

Die Beſtimmungen im 8 10 finden ſinngemäß Anwendung. 

6. Im 8 23, II find im zweiten Satze die Worte „für letztere“ zu ſtreichen. 

II. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in Kraft, doch ändern ſich die 
vierteljährlich im voraus fälligen laufenden Gebühren erſt mit Wirkung vom 1. April 1924. 

Die Fernſprechteilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen, die auf Grund der Fernſprechordnung 
und der dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen hergeſtellt worden ſind, bis Ende Januar 1924 auf 
den 31. Dezember 1923 oder auf den 31. März 1924 außerordentlich zu kündigen. Das gleiche Recht 
haben die Inhaber von Nebentelegraphen und beſonderen Telegraphen, die Gemeinden, die ſich im 
Beſitz einer gemeindlichen öffentlichen Sprechſtelle befinden, ſofern die für gemeindliche öffentliche Sprech⸗ 


Stellen vorgeſchriebene Mindeſtüberlaſſungsdauer von einem Jahre abgelaufen iſt, und nach Ablauf der 
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Mindeſtüberlaſſungsdauer auch die privaten Inhaber von öffentlichen Sprechſtellen mit Münzfernſprecher 
(Fernſprechordnung $ 15, VII). Den Inhabern von öffentlichen Sprechſtellen bei Privaten (Fernſprech⸗ 
ordnung § 15, VI) ſteht das außerordentliche Kündigungsrecht nicht zu. Antragſteller, die ihren Antrag 
auf Herſtellung, Erweiterung, Verlegung, Umwandlung, Auswechſlung oder Überlaſſung von Fernſprech⸗ 
einrichtungen, Nebentelegraphen oder beſonderen Telegraphen aus Anlaß der Gebührenerhöhung zurüd- 
ziehen, haben Koſten für nutzloſe Verwaltungsarbeit nicht zu erſtatten. 
Danzig, den 13. Januar 1924. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
2 Zander. 
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Zufammenftellung 


Gegenſtand 


1 | Gebühren für Ausnahme-⸗Hauptanſchlüſſe 
a) Koſtenzuſchuß für je 100 m Anſchluß⸗ 
leitung bei einem Entfernungsunterſchied 
bis zu 5 km einſchließlich h. 
von mehr als 5 bis 15 km einſchließlich 
von mehr als 15 bis 25 km einſchließlich 
b) Zuſchlag für die Inſtandhaltung der 
1 des 5 km-Kreiſes mehr her⸗ 
zuſtellenden Leitungsſtrecke 
für je 100 m 
c) Zuſchlag zur Ortsgeſprächsgebühr bei 
Entfernungen f 
von mehr als 5 bis 15 k 
von mehr als 15 bis 25 km 


2 Gebühren für poſteigene Nebenſtellenanlagen 
a) Nebenſtelle mit gewöhnl. Apparat uſw. 
b) Nebenſtelle mit Mehrfachanſchlußapparat 

een u. . one wg 
für ungen 

c) Für je 100 m Anſchlußleitung. 

d) Für jedes belegte Anſchlußorgan 
Handbetriĩ oe ts 
bei Selbftanfdlubbetriech . . ... 

e) für jede Hauptſtelle mit Reihenapparat 

f) Für jede Nebenſtelle mit Reihenapparat 
für eine Amtsleitung. 
für zwei Amtsleitungen 
für drei Amts leitungen 
für vier bis ſechs Amtsleitungen 


g) Für 10 m Leitungskabel bei Reihen⸗ 


apparaten 
für eine Amtsleitung 
für jede Amtsleitung mehr 
h) Zuſchlag für jede durch einen Neben⸗ 
anſchluß mit gewöhnlichem Apparat be⸗ 
legte Linienwählerleitung einer Reihen⸗ 
an e TERN 
i) Zuſchlag für die Nebenſtelle eines Dritten 


S re Er te 


Beſtimmung 
der 85 
Fernſprechordnung 5 


8 4, III Abſ. 31 
Ziffer 1 


Ziffer 2 
Ziffer 3 


85, IIIA 
Ziffer 1a — 
Ziffer 1 b 


Ziffer 2 igs 
Ziffer 3a — 
Ziffer 3 b — 
Ziffer 4 a — 

85, III A, Ziffer 4 b 


Ziffer 4e 
Ziffer 4 d 


Ziffer 5 — 
Ziffer 6 


der an Stelle der bisherigen Grundbeträge in der Feruſprechordnung feſtgeſetzten neuen 
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Bisheriger 
Grundbetrag 


jährlich 


Neuer 
Grundbetrag 


Gebühren. 


voter tel 
jährlich 
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Gegenftand 
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3 | Gebühren für private Nebenſtellenanlagen für 
jeden privaten Nebenanfhluß . . . . . - 
4 | Gebühren für Ausnahme-⸗Nebenanſchlüſſe 
a) Koſtenzuſchuß für je 100 m Neben- 
anſchlußleitung bei einer Entfernung 
bis zu 5 km einſchließlic h. 
von mehr als 5 bis 15 km... . 
von mehr als 15 Kn. 
b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Fern⸗ 
geſprächsgebühren bei Entfernungen 
von mehr als 5 bis 15 km einſchließlich 
von mehr als 15 bis 25 km einſchließlich 
5 Gebühren für Querverbindungen 
a) Pauſchbetrag für den Ausfall an Ge⸗ 
ſprähsgebühren bei poſt⸗ und teilnehmer⸗ 
eigenen Querverbindungen 
b) Für die Inſtandhaltung poſteigener 
Querverbindungsleitungen für je 100 m 
c) Zuſchlag für die Mitbenutzung poſt⸗ 
eigener Sprechſtellen zu Geſprächen mit 
privaten Hausſtellen über die Quer⸗ 
verbhnmd ung oe 


6 Gebühren für Ausnahme- Querverbindungen 
a) Koſtenzuſchuß für je 100 m Querver⸗ 
bindungsleitung bei einer Entfernung 

bis zu 5 km einſchließ lich. 

von mehr als 5 bis 15 km 

von mehr als 15 bis 50 km 
von mehr als 50 xn. 
b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Fern⸗ 

geſprächsgebühren bei Entfernungen 
bis zu 15 km einſchließlich 
von mehr als 15 bis 25 km... 
von mehr als 25 bis 50 km... 
von mehr als 50 bis 100 km 
7 Gebühren für poſteigene Anſchlußdoſen 

a) für jede Anſchlußdoſ u 

b) für je 100 m Anſchlußdoſenlinie 
AS: e) für jeden tragbaren Apparat 
“a 8 | Gebühren für pofteigene Zuſatzeinrichtungen 
~ | a) für einen Wechſelſchalte rr. 
b) für einen zweiten Fernhörer 
osc | ©) für einen Kopffernhörer 
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Beſtimmung 
der 


Fernſprechordnung 


ein · 
malig 


G 


Bisheriger 
Grundbetrag 


jährlich 
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3 
§ 5, III C, Ziffer 1 
95, V, Abſ. 4, Ziff. 1 


§ 6, V 
Ziffer 1 


Ziffer 2a 


Ziffer 4a 


§ 6, VI, Abſ. 3 
Ziffer 1 


Ziffer 2 


5 


Neuer 


Grundbetrag 


viertel⸗ 
jährlich 
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: Bisheriger Neuer 
8 Beſtimmung Grundbetrag Grundbetrag 
Nr. Gegenſtand der hoe 
Fernſprechordnung jährlich 


d) für einen zweiten Spredapparat . . . Ziffer 4 — 30,— — 7,50 
e) für ein Bruſtmikrophon uw. Ziffer 5 — 30,— — 7,50 
k) für eine zweite Hörvorrichtung an Kopf 
eee Pe RER Ziffer 6 — 6,— — 1,50 
g) für einen Handapparat ....... Ziffer 7 — 15,— — 3,75 
h) für einen kleinen Wecker Ziffer 8 — 10,— — 2,50 
i) für einen großen Wecker 8 Ziffer 9 ar 15,— — 3,75 
j) für eine Fallſcheibeeeeeeeee g Ziffer 10 — 10,— — 2,50 
k) für einen beſonderen Kurbelinduktor .. Ziffer 11 = 15,— — 3,75 
1) für eine Rufſtromein richtung Ziffer 12 — 75,— — 18,75 
m) für einen Ticker uw. Ziffer 13 — 20,— — 5,.— 
n) für Mithörvor richtungen Ziffer 14 — 10,— — 2,50 
o) für jedes m Leitungsſchnur, ſoweit die 
Länge 2 m überjteigt, für je 5 Adern Ziffer 15 — 3.— — 0,75 
I Einrichtungsgebühren § 9, Abſ. 1 
a) für die Einführung jeder Doppelleitung Ziffer 1 40,— — 40,— — 
b) für die Inneneinrichtung eines Haupt⸗ 
ir ei Ziffer 2 150, | — | 150—} — 
e) für die Inneneinrichtung jeder Neben- 
fe En. ar Ziffer 3a 150, — — | 150,— = 
d) für jedes belegte Anjdluborgan. . . . Ziffer 3b 75 ae 75,.— — 
e) für jeden Mehrfachanſchlußapparat für 
r NR CD ek Ziffer 4a %—| — 75,— or 
BE Beituugen das wife Gy Ziffer 4 b 150— | — 1150,— ] — 
f) für jede belegte Amtstaſte uſw. bei poſt⸗ F 
eigenen Reihenapparaten Ziffer 5a 90,.— = S0 
g) für jede belegte Linienwählertaſte uſw. ; 
bei poſteigenen Reihenapparaten . Ziffer 5b 15,— — 1b, TE 
h) für jedes durch eine Querverbindung ; 
belegte Anſchlußorgaens 78 Ziffer 6 Tree Ze — 
i) für jede zweite und weitere Anſchlußdoſe Ziffer 7 15,— — 15,— = 
5) ret Zuſatzeinrichtung nach § 8 VA 
Ziffer 1, 2, 3, 5, To und 11 Ziffer 8a 15,.—. NG 15,— es. 
Ziffer 8, 9, 12, 13 und 14 Ziffer 8 b ae — Tae 
ä Ziffer 8 o 150. — — [10-| — 
10 | Zuſchlag für je 100 m & 10, I 
eae rg ar 27 a meatal 0 e 
11 Für Zurückziehung eines Antrages auf § 12, I 
Herſtellung von Fernſprecheinrichtungen 
Windeſtennss ame boos . I = 3.— — 


* 


Gebühr für Verlegung der Inneneinrichtung 


Gegenſtand 


eines Anſchluſſes nach einem anderen 
o T 
wie unter lfd. Nr. 12 jedoch innerhalb des⸗ 
ſelben Gebäudes 
Sg 5 für Verlegung eines ane inner⸗ 
halb desſelben Raumes 
Auswechſelung eines Wandapparats jegen 
einen Tiſchapparat und umgekehrt ujw. . 
Gebühr für alle übrigen Auswechſelungen 
Gebühr für jede genehmigungspflichtige 
Weberirogunge... gs. See, s 
Für Zurückziehung eines Antrages auf Ver⸗ 
legung uſw. von ene 
F ee ne” Shy Ten 
Gebühr für gebührenpflichtige Druckzeilen im 
amtlicen es ; : 5 BR > 
Für die Mitbenutzereintragung bis zu 3 auf⸗ 
einander folgenden Zeilen 
Zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme für eine 
gemeindliche öffentliche Sprechſtelle 


Ge sa ay bei 8 öffentlicher 
eilen Be le CET 


earns über bezahlte Gebühren 15 
Gebühr für Vortragsanmeldungen 
Gebühr für Auskünfte über Geſprächsanmel⸗ 
BURGER n 
Gebühr für die Streichung einer Geſprächs⸗ 
e + nn eS 
Gebühr für nachträgliche Befriſtung einer 
een „ 
Gebühren für XP-Geſpräche 
a) für die Benachrichtigung uſw. einer Perſon 
b) für die Benachrichtigung se mehrerer 
Perſonen für jede weitere Perſon 
e) für die nachträgliche Verſtändigung des 
Herbeizuru enden 
im Fern verkehrt 
aher 


Gebühren für N-Gefpräde 


a) — 5 e Weitergabe der Nachricht an eine 
0 f 35 Weitergabe an er Berfortei 
ür jede weitere Perſon 


Beſtimmung 
der 
Fernſprechordnung 


Bisheriger 
Grundbetrag 


§ 13, IV, Abſ. 4 


§ 15, V, Abſ. 3 
§ 13, VII 


$ 14, IH 


$ 15, II, Abſ. 1 
Ziffer 3 
§ 15, III 


§ 15, IV 
§ 17, II, Abſ. 3 
§ 17, II, Abſ. 4 
Ziffer 3 
§ 17, II, bj. 2, 
Satz 4 


§ 17, III, Abſ. 2, 
bish. vorletzter Satz 
§ 19, I, Ziffer 4 
Satz 1 
Satz 2 


Satz 3 


§ 19, III, Ziffer 3 
Satz 1 


Satz 2 


0,50 


0,50 


0,25 


eine? 
malig 


jährlich 


Neuer 


Grundbetrag } 
ein: viertel⸗ 
malig jährlich 
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Beſtimmung Bisheriger Neuer 
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Gegenſtand der Grundbekrag 1 
CY in tel 
Fernſprechordnung] mag | Md mal fabric 
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29 nn für Dauerverbindungen 821, IV, Abſ. 1, Ziff.! 


N weten Teilnehmerſprech⸗ Buchſtabe A 
ſtellen desſelben Ortsnetzes für les | 
Mate Ba ; 0,75 — 0,75 — 
b) bei Verbindung einer Teinehmerſprech⸗ Buchſtabe B 
ſtelle mit der Vermittlungsſtelle eines 
anderen Ortsnetzes für jede Zuſammen⸗ 
4 ſchaltuß g „„ 0,25 — 0,25 — 
e) bei unmittelbarer Verbindung zweier Teil⸗ Buchſtabe C f 
nehmerſprechſtellen verſchiedener Orts⸗ 


netze für jede Zufammenjchaltung . .. 0,25 — 0,25 — 
30 Unfallmeldegebüh t. 822, 1II, Ziff. 1, Abſ.1] 0,75 — 0,75) — 
31 | Einbeziehung eines Teilnehmeranſchluſſes in | § 22, III, Ziffer 2 
i den Unfallmeldedienft ........-. — 10,.— — 2,50 
32 Gebühr für die Niederſchrift eines durch Fern⸗ § 23, II 
ſprecher aufgenommenen Telegramms für 
a bas Wort nn 002 — 0,02) — 
33 Gebühr für die Nbermittelung § 23, IV wT 
a) der Wettervorherſage Abſatz 2, Ziffer 1 
bei regelmäßiger Ubermittelung monatl. En 2 ey Se 9, — 
monatlich 
bei Einzelanfragge 0,20 — 0,20 — 
b) der Tageszeit Ziffer 2 
bei regelmäßiger Übermittelung monatl. sees 5,.— — 5,— 
: monatlich 
. bei Einzelan frag 0,20 un 0,20 = 
34 | Gebühren für Nebentelegraphen g 21, I, Ziffer 3 
a) für jeden Hughesapparale Buchſtabe B — 750 — 300. 
für jeden Morſeapparaalletet " — | 150,— — 40,— 
für jeden Zerndruder . ....... — | 125--| — [ 30— 
für je 100 m Leitung Buchſtabe C 10,— * 2.50 
b) für die Aufnahme eines Telegramms für f 
. CCC 0,03 — 0,0 — 
35 Gebühren für beſondere Telegraphen . bua III, Bier 1 
a) Koſtenzuſchuß für die Leitung für je uchftabe A, Abf.! 
x 100 m bei einer Entfernung f 
5 bis zu 5 km einſchließlic ht 40,— isms 40,— Bi 
N von mehr als 5 bis 15 km einſchließlich ieee SRE . gore 
von mehr als 15 bis 50 km einſchließlich 100,— — 1100. — 


von mehr als 50 xm Se 200— | — |.200.— | 
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10 Bisheriger Neuer 
Beſtimmung G 
; x Grundbetra rundbetra 
Nr. Gegenſtand der REN : ze 85 5 a 
Fernſprechordnung] malte jäbrlich malig jährlich 
G G 


b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Tele- Buchſtabe B, Abſ. 2 
graphen⸗ und Ferngeſprächsgebühren bei 
einer Entfernung 


von mehr als 5 bis 15 km einſchließlich - 600—| — 150,— 
von mehr als 15 bis 25 km einſchließlich — 12250.— — 600,—- 
von mehr als 25 bis 50 km einſchließlich — 113500,“ — [ 3500,— 
von mehr als 50 bis 100 km einſchließlich — 27000,“ — | 7000,— 
36 | Gebühr für einen unbegründeten Antrag auf | § 25, III, Abſ. 1 
Erſtattung von seernipredigeblijnen Age‘ 0,50 — 0,50 — 
37 Für die Zurückziehung einer Kündigung 82 
—T. K 3.— en 3,— = 
10 Verordnung 


zur Anderung der Telegraphenordnung. Vom 13. 1. 24. 


Auf Grund des Geſetzes betr. Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die T. O. vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 

1. Im § 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ iſt unter VI der zweite Abſatz zu ſtreichen. 

2. Im § 4 „Aufgabe von Telegrammen“ unter V ift zu erſetzen „Landbeſteller“ durch: Landzuſteller 
und doppelten Betrags bis . . . ihren Beſtellgängen“ durch: Betrags für ein Telegramm⸗ 
wort des Fernverkehrs. 

3. Im $7 „Gebühren für gewöhnliche Telegramme“ iſt unter III 2. Abſatz (Amtsbl.⸗Vf. Nr. 14—1923) 
zu erſetzen „der jeweiligen Poſt⸗Einlieferungsgebühr (P. O. § 30, VIII)“ durch: dem Betrage für 
zwei Telegrammwörter des Fernverkehrs. 

4. Im 811 „Empfangsanzeigen“ unter III ijt zu erſetzen „die Poftgebiihr . . - - bis .. . Empfangs⸗ 
anzeige“ durch: eine Gebühr in Höhe des Betrags für zwei Telegrammwörter des Fernverkehrs. 

5. Im § 13 „Nachſendung von Telegrammen“ unter III ift zu erſetzen „Grund- und die Wortgebühr“ 
und „Grund- und Wortgebühr“ je durch: Gebühren. 

6. Im § 14 „Vervielfältigung von Telegrammen“ unter IV find im Anfang des zweiten Satzes die 
Worte „Grund und“ zu ſtreichen. 

7. Im § 15 „Seetelegramme“ unter XIII erhält der 2. Abj. folgende Faſſung: 

Für deutſche und Danziger Stationen betragen die Küſtengebühr und die Bordgebühr in der 
Regel je die fünffache Fernwortgebühr für jedes Wort. 

8. Im § 16 „Weiterbeförderung“ unter V find am Schluſſe des Abſ. 1 die Worte „Einſchreibgebühr, 
N bis . nur der Lagergebühr“ zu erſetzen durch: Gebühr in Höhe des Betrags für 
zwei Telegrammwörter des Fernverkehrs. 

Unter VI ſind im erſten Satze die Worte „Betrags, der bis ... . erhoben wird,“ zu 
erſetzen durch: Betrags für zwölf Telegrammwörter des Fernverkehrs, \ 

unter IX die Worte „eines Betrags .... bis ... ohne Papierpreiszuſchlag“ durch: des 
Betrags für zwei Telegrammwörter des Fernverkehrs. 
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9. Im § 17 „Erhebung der Gebühren“ find unter III im dritten Satze die Worte „erteilt, wie.. 
bis ... Pakets vorſieht“ zu erſetzen durch: im Betrage der Gebühr für ein Telegrammwort des 
Fernverkehrs erteilt. 

Unter IV erhält der vorletzte Satz folgende Faſſung: 

Als beſondere Gebühr für die Stundung wird für jedes Telegramm, für das die 
Gebühren geſtundet werden, ein Betrag in Höhe der halben Wortgebühr für Ferntelegramme 
und außerdem 2 v. H. der geſtunde ten Gebühren erhoben. 

10. Im 8 18 „Zurückziehung von Telegrammen auf Verlangen des Abſenders“ unter I ſind im zweiten 
Satze die Worte „doppelten Betrags. ... R Sendungen vorſieht“ zu erſetzen durch: 
Betrags für zwei Telegrammwörter des Fernverkehrs erſtattet. 

11. Im § 21 „Erſtattung und Nachzahlung von Gebühren“ unter IV zweiter Abſ. find die Worte 
„der Laufzettelgebühr nach der Poſtordnung“ zu erſetzen durch: für zwei Telegrammwörter des 
Fernverkehrs. 

12. Im § 22 „Berichtigungstelegramme“ unter I im letzten Abſ. find die Worte „das Fünffache der 
tarifmäßigen Wortgebühr“ zu erſetzen durch: den Betrag der zehnfachen Wortgebühr für 
Ferntelegramme, 
unter V im letzten Satz die Worte „wie für einen einfachen gewöhnlichen Fernbrief“ durch: für 
zwei Telegrammwörter des Fernverkehrs. 

Die Anderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in Kraft. 


Danzig, den 13. Januar 1924. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


11 Verordnung i 
zur Anderung der Auweiſung für den Funktelegraphendienſt. Vom 13. 1. 1924. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Anweiſung für den Funktelegraphendienſt vom 15. Juni 1913 mebft Anderungen 
wie folgt geändert: 5 

1. Im 8 10 erhält Punkt 1 folgende Faſſung: 3 

Für deutſche und Danziger Stationen betragen die Küſtengebühr und die Bordgebühr 
in der Regel je die fünffache Fernwortgebühr für jedes Wort. Für ein Telegramm find 
mindeſtens die Gebühren für 10 Wörter zu entrichten. f 
2. Im § 44, letzter Abſ., find die Worte „die Poſtgebüh r. 8 einfachen Aus⸗ 
landsbrief“ zu erſetzen durch: als Gebühr für die Weiterſendung durch die Poſt der Betrag 
für fünf Telegrammwörter des Fernverkehrs. 
Die Anderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in Kraft. 
Danzig, den 13. Januar 1924. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
5 Zander. 


12 Ergänzungsverorduung 

betreffend die Umſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden. Vom 26. 1. 1924. 

Auf Grund des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird die Verordnung vom 23. Oktober 1923 betreffend die 
Umſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden (Geſetzbl. S. 1101) wie folgt geändert: 


LV g 2 erhält folgende Faſſun : 
Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels in am 25. Oktober 1923 anhängigen bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten richtet ſich nach den bisherigen Beſtimmungen, ohne Rückſicht darauf, ob 
die Entſcheidung, welche mit dem Rechtsmittel angefochten wird, vor oder nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung ergangen it. f 
2. In Artikel V unter Ziffer 1 erhält der § 7 folgenden Abſatz 2: _ ı 
„Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch 10 teilbar ſind, werden auf den nächſt⸗ 
= höheren durch 10 teilbaren Betrag abgerundet.“ 4 
= 3. Der Artikel VI erhält folgenden Zuſatz: 
g Der Abſatz 2 des 8 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte erhält folgende Faſſung: 
* „Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch 10 teilbar ſind, werden auf den nächſt⸗ 
er. höheren durch 10 teilbaren Betrag abgerundet.“ f 
4, In Artikel VIII § 2 Ziffer 2b werden die Worte: „Der Abſatz 2 wird geſtrichen“ durch die 
a Worte erſetzt: 
„Abſatz 2 erhält folgende Faſſung:“ 
„Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch 10 teilbar ſind, werden auf den nächſt⸗ 
höheren durch 10 teilbaren Betrag abgerundet.“ 
5. In Artikel IX $ 2 werden die Worte: „Der Abſatz 2 des 8 3 wird geſtrichen,“ erſetzt durch die 
Worte: r 
„Abſatz 2 erhält folgende Faſſung:“ 
„Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch 10 teilbar ſind, werden auf den nächſt⸗ 
höheren durch 10 teilbaren Betrag abgerundet.“ : 


6. Artikel XIV wird geändert: 

Der § 1 erhält folgenden Abſatz 2: 

: 2. Iſt in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Wert des Gegenſtandes, auf 

B den ſich das Geſchäft bezieht, in Reichswährung beſtimmt, ſo iſt er nach dem Umrechnungs⸗ 
ſatz im Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebühr in Gulden umzurechnen. Hierbei iſt der Nenn⸗ 
betrag in Reichswährung zu Grunde zu legen, es ſei denn, daß ein höherer Betrag durch 
Urteil oder Vereinbarung feſtgeſetzt oder aus den Umſtänden zu entnehmen iſt. 

§ 2 letzter Abſatz erhält folgende Faſſung: 

Soweit auf Grund der bisherigen Vorſchriften nach den in Art. V—X und XIII 
dieſer Verordnung aufgezählten Geſetzen Vorſchüſſe erfordert ſind, ſind ſie auf die fälligen 
Gebühren und Auslagen mit der Maßgabe zu verrechnen, daß als Stichtag der Tag der 
Zahlung des Vorſchuſſes zu Grunde zu legen iſt. he 


A, Der Artikel 


Artikel II. 


a Die Ziffern 1 und 6 des Art. dieſer Verordnung treten mit dem 25. Oktober 1923, die 
Ziffern 2—5 des Artikels 1 mit der Verkündung in Kraft. Soweit auf Grund der bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen des Art. IV der Verordnung vom 23. Oktober 1923 die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 
worfen worden iſt, behält es trotz des Art. I Ziffer 1 dieſer Verordnung dabei fein Bewenden. i 


Danzig, den 26. Januar 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Auf Grund des 8 9 des Geſetzes über eine weetbeftinbige Rechnungseinheit in Danzig vom 
3 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird hiermit verordnet, daß bis zum 1. April 1924 Reallaſten 
mit Genehmigung des Senats auch in der N des Deutſchen Reichs im Grundbuch eingetragen 
werden können. 

Danzig, den 29. Januar 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


A 
i 


| 14 : Druckfehlerberichtigung. 


In Artikel V Ziffer 5 der Verordnung vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1101) muß es auf 
Seite 1102 ſtatt „In § 36 Abſatz 1 wird Satz 2 geſtrichen“ heißen: a 
IJTIgn 8 36 Abſatz 1 wird Satz 3 gejtrichen. 


Se Danzig, den 26. Januar 1924, 
ü SF Der Senat der Freien Stadt Danzkg. 
Sahm. Dr. Frank. 


Schriftleitung: 


